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WIR RETTEN
DIE LÖHNE!
Gemeinsam für ein 
Faire-Löhne-Gesetz in Bayern.

Faire Löhne
gehen uns 
alle an!

Gemeinsam für ein 
Faire-Löhne-Gesetz in Bayern.
#LTWBayern2023

Werde Gewerkschaftsmitglied und kämpfe 
gemeinsam mit uns für mehr Tarifbindung 
und gute Arbeitsbedingungen in Bayern!

Scanne den QR-Code und werde Mitglied 
in einer DGB-Gewerkschaft. 

www.dgb.de/mitglied-werden

Mach bei uns mit! 
Unterschreibe 

jetzt unsere 

Petition für ein 

Faire-Löhne-Gesetz 

in Bayern!

#WIR
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Faire-Löhne-Gesetz 
für Bayern!

Durch die sinkende Tarifbindung entgehen  
Freistaat, Sozialkassen und Bürger*innen  
jährlich Einnahmen in Höhe von 10 Milliarden Euro.  
Dieses Geld wird anderswo dringend gebraucht, 
für den Lebensunterhalt und für notwendige  
Investitionen.

Der DGB Bayern will ein praktikables Gesetz,  
das in der Umsetzung zu mehr Transparenz, 
Rechtssicherheit und Arbeitserleichterung für  
die Vergabestellen und Unternehmen führt. 

• Tariftreueregelung
• Soziale und ökologische Kriterien
• Bevorzugung regionaler Unternehmen
• Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten 
 durch Einrichtung einer zentralen 
 „Prüfbehörde Tariftreue“
• Zentrales Beratungsangebot für 
 Kommunen und Unternehmen

• Kein staatlich gefördertes Lohndumping mehr
• Verantwortungsvoller Einsatz von Steuergeldern
• Gute Arbeitsbedingungen bei öffentlichen 
	 Aufträgen	nach	tariflichen	Bedingungen
• Steigende Qualität
• Rechtssicherheit für Vergabestellen und 
 Unternehmen 
• Transparenz bei öffentlichen Aufträgen
• Mehr Geld in den öffentlichen Kassen
• Weniger Ausgaben bei den Jobcentern
• Steigende Kaufkraft der Beschäftigten
• Stärkung tarifgebundener Unternehmen 
• Kein Eingriff in die Tarifautonomie
• Starkes soziales Signal in unsicheren Zeiten

Allein im ersten Halbjahr 2021 haben Freistaat, 
Gemeinden und Kommunen für öffentliche Auf-
träge rund 15 Milliarden Euro ausgegeben. Mit so 
viel Geld hat der Staat Gewicht auf dem Markt. 
Das muss er endlich nutzen, um gute Arbeitsbe-
dingungen und faire Löhne nach Tarif in Bayern 
aktiv zu fördern! 
In Bayern gibt es kein Gesetz, das die Vergabe  
öffentlicher Aufträge regelt. Aufträge werden  
zumeist an den billigsten Anbieter vergeben.  
Das führt zu einem Lohndumpingwettbewerb  
mit öffentlichen Geldern, und zwar auf dem  
Rücken der Beschäftigten, der Steuerzahler*innen 
und der öffentlichen Kassen. 

Menschen, die für unsere Kinder Schulgebäu-
de bauen, Essen kochen, die Klassenzimmer 
sauber machen oder den Müll abholen, müssen  
fair bezahlt werden! Das ist gerecht!
Die „Geiz ist geil“-Mentalität bei öffentlichen  
Aufträgen muss aufhören! Wir wollen mit  
unserem Steuergeld gute Arbeit nach Tarif fördern. 

Verlust der 
Sozialversicherungen

3,6 Mrd. €/Jahr

Verlust bei der 
Einkommensteuer für 
Land und Kommunen

1,3 Mrd. €/Jahr

Kaufkraftverlust
4,9 Mrd. €/Jahr

Quelle: Eigene Berechnungen DGB auf Basis VSE 2018 
Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes

Spricht was 
dagegen? Nein!

Das bringt das Faire-Löhne-Gesetz:

10 Milliarden Euro für Investitionen nutzen!

Öffentliche Aufträge haben Schwergewicht!

Das Faire-Löhne-Gesetz soll folgende 

Kernelemente enthalten: 

Entwicklung der Tarifbindung für 
Beschäftigte in Bayern seit 2000 in %

Keine „Geiz ist geil“-Mentalität 

bei öffentlichen Aufträgen! 
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Wir wollen ein Faire-Löhne-Gesetz für Bayern! 
Öffentliche Aufträge und staatliche 
Wirtschaftsförderung sollen künftig nur 
an Unternehmen vergeben werden, die 
ihre Beschäftigten fair bezahlen.

Hey neue
Staatsregierung:


